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1. Terminsache 12./13.10.: Bundesverfassungsgericht verhandelt
über Erbschaftsteuer

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) wird am 12.10.2026 und am 13.10.2026 über zwei Verfahren 

zur Erbschaft- und Schenkungsteuer mündlich verhandeln. Die Entscheidungen in diesen Verfahren 

fallen dann üblicherweise mehrere Wochen bis Monate später. 

Worum geht es in den Verfahren? In einem der Verfahren hat die bayerische Landesregierung in einem 

sog. abstrakten Normenkontrollverfahren geklagt, weil sie davon ausgeht, dass der Bundesgesetzgeber 

für den Erlass mehrerer gesetzlicher Regelungen im Erbschaft- und Schenkungsteuergesetz (ErbStG) 

mangels Erforderlichkeit nicht zuständig ist und die Normen deshalb verfassungswidrig sind. Hierbei 

geht es um die persönlichen Freibeträge und Steuerfreibeträge, weil der Gesetzgeber diese an die Preis-

steigerung der letzten Jahre nicht angepasst habe und die Freibeträge das Niveau der regional unter-

schiedlichen Immobilienpreise berücksichtigen müssten. Daher sei weder die grundgesetzliche Eigen-

tums- noch die Erbrechtsgarantie gewährleistet. Auch gegen den Gleichheitssatz und das Familienprin-

zip werde verstoßen. 

Am 13.10.2026 wird dann über die Verfasssungsbeschwerde einer Privatperson verhandelt, die sich 

unmittelbar gegen einen Erbschaftsteuerbescheid richtet, und zwar konkret gegen mehrere Regelungen 

im ErbStG sowie im Bewertungsgesetz (BewG). 

Hier geht es darum, dass es im Unternehmensbereich Steuerfreistellungen und Steuerreduzierungsmög-

lichkeiten gibt, wenn liquide Mittel nicht vorhanden sind, nicht jedoch bei der Erbschaft von Grundver-

mögen und Wertpapierdepots im Privatvermögen. 

Es wird erwartet, dass die Entscheidungen zu notwendigen Änderungen im Rahmen des ErbStG und 

ggf. auch BewG führen, ggf. sogar eine Verfassungswidrigkeit festgestellt wird, die zu einer gewissen 

rückwirkenden Änderung führen könnten. Es wird empfohlen, kurzfristig eine erste steuerliche Bera-

tung in Anspruch zu nehmen.  

2. Aktionsplan gegen Steuer- und Finanzkriminalität

Die Bundesministerien der Finanzen (BMF) und der Justiz (BMJ) haben am 16.7.2026 in einer gemein-

samen Presseerklärung den „Aktionsplan gegen Steuer- und Finanzkriminalität“ vorgestellt. Dahinter 

verbirgt sich ein Katalog von 26 Maßnahmen mit der Absicht, durch verschiedene Gesetzesänderungen 

ab 2027 die vorhandene Steuer- und Finanzkriminalität zu reduzieren. 

Durch die geplanten Maßnahmen soll die Steuergerechtigkeit erhöht sowie Einnahmeverluste reduziert 

werden. Geplant ist, Ermittlungstätigkeiten besser zu bündeln und zu vernetzen; organisierte Finanzkri-

minalität soll hierdurch häufiger aufgedeckt werden. Es soll im Bereich schwerer Steuerkriminalität 

Transparenz hergestellt und durch verbesserte Zusammenarbeit mit anderen Ländern Steuerflucht weiter 

erschwert werden. Besonders hervorzuheben aus den vorgestellten Maßnahmen sind folgende: 

• Die auf 8 Jahre verkürzte Beleg-Aufbewahrungspflicht soll auf 15 Jahre verlängert werden.

• Die strafbefreiende Selbstanzeige bei Steuerhinterziehung soll in ihrer bisherigen Form abgeschafft

werden. Mögliche Änderungen sind noch nicht bekannt.

• Geplant ist eine digitale Umsatzsteuer-Echtzeitmeldung für Unternehmen anstatt der bisher nachge-

lagerten Umsatzsteuervoranmeldung.

• Registrierkassen sind aktuell nicht verpflichtend. Vorgesehen ist, diese ab dem 1.1.2028 für Geschäf-

te mit Jahresumsätzen über 100.000 € einzuführen.

• Das Zusammenführen von Steuerdaten durch Nutzung von KI und die Neuschaffung eines Daten-

analysezentrums sollen einen behördenübergreifenden Datenabgleich und die Bearbeitung großer



Datenmengen ermöglichen. Abweichungen von Rechnungs- und Umsatzsteuerdaten, Kontrollmittei-

lungen und anderen Finanzinformationen sollen Handlungsnotwendigkeiten leichter erkennen lassen. 

Damit soll der Weg von der überwiegend nachgelagerten Prüfung einzelner Steuererklärungen und Be-

triebsprüfungen hin zu automatisierter, transaktionsbezogener Kontrolle unter Beachtung besonderer 

Risiko-Wirtschaftsbereiche bereitet werden. Über entsprechende Gesetzgebungsverfahren wird an die-

ser Stelle in Zukunft berichtet. 

3. GKV-Beitragsstabilisierungsgesetz verabschiedet

Mit dem GKV-Beitragsstabilisierungsgesetz soll die finanzielle Situation der gesetzlichen Krankenkas-

sen stabilisiert und ein Anstieg der (Zusatz-)Beiträge begrenzt werden. Dem Gesetz wurde mit Ände-

rungen zugestimmt. Es ist zum 30.7.2026 mit ersten Streichungen wie z. B. der Streichung von Canna-

bis-Blüten als Heilmittel und Homöopathie für Kinder unter 12 Jahren in Kraft getreten. Weitere Ände-

rungen greifen zum 1.1.2027 bzw. ab 1.1.2028 oder später. 

Vergütungen der GKV dürfen grundsätzlich nur noch entsprechend der tatsächlichen Kostenentwick-

lung oder der Grundlohnrate steigen – maßgeblich ist der niedrigere Wert. Für 2027 bis 2029 wird die 

Obergrenze zusätzlich um einen Prozentpunkt reduziert. 

Die Vergütungssteigerungen der Kliniken und grundsätzlich die Pflegebudgets werden begrenzt. Tarif-

steigerungen oberhalb der maßgeblichen Obergrenze können nur noch teilweise berücksichtigt werden. 

Zusätzliches Personal zur Erfüllung bestimmter Personalvorgaben bleibt besonders berücksichtigt. Auch 

im ambulanten Bereich wird die Ausgabenentwicklung stärker an die Einnahmen der Krankenkassen 

gekoppelt. Durch ein Zweitmeinungsverfahren für planbare und besonders häufige Eingriffe sollen me-

dizinisch nicht notwendige Eingriffe und damit Kosten vermieden werden. 

Ärzte und Psychotherapeuten kritisieren die Abschaffung gesonderter Budgetierungen. Andere Sonder-

vergütungen wie z. B. die Sondervergütung für die Befüllung der elektronischen Patientenakte werden 

gestrichen. Das Hautkrebsscreening soll nach Fachvorschlägen ab 2028 auf eine risikobasierte GKV-

Leistung umgestellt werden. 

Apotheken, Pharmazie und Krankenkassen erfahren Kürzungen, Zuzahlungen für Versicherte auf Heil-

mittel werden um 50 % angehoben. Die Festzuschüsse auf Zahnersatz werden um 10 % gekürzt. Ein 

Teil der Aufwendungen für Grundsicherungsempfänger soll jährlich steigend stärker aus Bundesmitteln 

finanziert werden. Zuzahlungsbegrenzungen für chronisch Kranke und mittellose Menschen bleiben 

bestehen. 

Die Beitragsbemessungs- und Pflichtversicherungsgrenzen für Versicherte steigen um 3.600 € jährlich. 

Es werden ein Teil-Arbeitsunfähigkeits- und Teil-Krankengeld eingeführt. Genaueres legt der Gemein-

same Bundesausschuss fest. Die beitragsfreie Familienversicherung wird mit Ausnahmen abgeschafft. 

Der Beitragszuschlag kostet 2,5 % monatlich. Beitragsfrei bleiben Kinder bis zum 18. Lebensjahr und 

ggf. darüber hinaus, z. B. wegen Ausbildung oder Behinderung. Ehe- und Lebenspartner können bei-

tragsfrei mitversichert sein als Rentner im Regelalter, bei Erwerbsunfähigkeit, Behinderung, Pflegebe-

dürftigkeit, ebenso Bezieher von Grundsicherung. 

Ab 2028 soll eine Abgabe auf zuckerhaltige Getränke eingeführt werden. 

4. Internationaler Austausch der Finanzkontendaten zum 30.9.2026

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 8.6.2026 veröffentlicht, dass es zum 30.9.2026 die 

Finanzkontendaten in Steuersachen 2025 mit 118 anderen Staaten automatisch austauschen wird. Eine 

Liste der Staaten ist in dem über die Homepage des BMF abrufbaren Schreiben veröffentlicht. Die In-

formationsdaten aus Kryptowährungen werden im Rahmen gesonderter Abkommen übermittelt, ebenso 



gibt es weitere Abkommen z. B. mit den USA. Deutsche Banken mussten die Daten zum 31.7.2026 dem 

Bundeszentralamt für Steuern melden. 

Zu den austauschenden Staaten gehören die EU-Mitgliedstaaten, die sog. CRS-Staaten, aber auch z. B. 

die Schweiz und Liechtenstein über ein spezielles Drittstaatenabkommen mit der EU. Neben dem bilate-

ralen Datenaustausch gibt es auch eine Reihe von Staaten und Gebieten, bei denen die Daten nur Rich-

tung Deutschland übermittelt werden, insbesondere sind dies die Bahamas, Bahrain, Bermudas, Briti-

sche Jungferninseln, Kaimaninseln, Katar, Kuwait, Vereinigte Arabische Emirate, Turks- und Caikosin-

seln. Übermittelt werden Personen- und Geburtsdaten, SteuerID, Kontendaten, Kontenstände und Kon-

tenwerte, Zinsen, Dividenden, sonstige Kapitalerträge und Veräußerungserlöse.  

Trotz der Übermittlung müssen die Erlöse aus ausländischen Konten in der Steuererklärung angegeben 

werden. Ansonsten drohen neben einer Änderung der betroffenen Bescheide, Steuer- und Zinsnachzah-

lungen ggf. strafrechtliche Konsequenzen. 

5. BFH: Zur Fortführung der Geschäftsführertätigkeit nach Unternehmensverkauf

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat sich dazu geäußert, wann im Rahmen eines Unternehmensverkaufs 

eine zusätzliche Zahlung an den verkaufenden Gesellschafter-Geschäftsführer für die Fortführung der 

Geschäftsführertätigkeit als Arbeitslohn oder als Teil des Veräußerungspreises anzusehen ist. 

Ein Gesellschafter war zugleich Geschäftsführer einer GmbH. Im Zusammenhang mit dem Verkauf 

seiner Gesellschaftsanteile wurde mit dem Käufer die Fortführung seiner Geschäftsführertätigkeit für 

einen bestimmten Zeitraum vereinbart. Hierfür war im Unternehmenskaufvertrag die Zahlung eines 

zusätzlichen Betrages vorgesehen. 

Steuerlich ist zu klären, ob dieser zusätzliche Betrag einen Bestandteil des Kaufpreises darstellt oder 

eine Vergütung für die weitere Tätigkeit als Geschäftsführer. Das ist von Bedeutung, weil Arbeitslohn 

grundsätzlich vollständig der Besteuerung zum persönlichen Steuersatz unterliegt, während der Zusatz-

betrag als Bestandteil des Verkaufspreises zum Veräußerungsgewinn gehört und dem Teileinkünftever-

fahren unterliegt, wovon nur 60 % des Veräußerungspreises überhaupt besteuert werden. 

Im konkreten Verfahren wollten die Kläger Einkünfte von ca. 1 Mio. € als Veräußerungsgewinn und 

einen Teil von 234.729 € als Arbeitslohn berücksichtigt wissen. Das Finanzgericht (FG) sah dies anders. 

Der Zusatzbetrag für die Fortführung der Geschäftsführertätigkeit sei vollständig als Arbeitslohn mit 

dem persönlichen Steuersatz zu versteuern. 

Hiergegen ist der BFH der Auffassung, dass es für die Abgrenzung auf den engeren wirtschaftlichen 

Zusammenhang ankommt, nicht allein darauf, wie die Vertragsparteien die Zahlung im Kaufvertrag 

bezeichnen. Es sei zu beleuchten, wofür der Zusatzbetrag tatsächlich geleistet werde. Zunächst sei zu 

prüfen, ob die Zahlung enger mit dem Verkauf der Beteiligung oder mit der Arbeitsleistung des Ge-

schäftsführers zusammenhängt. Weiterhin sei entscheidend, ob die zusätzlich vereinbarte Verpflichtung 

eine eigenständige wirtschaftliche Bedeutung habe. Sofern es an dieser fehle, ist die Zusatzzahlung als 

unselbstständiger Teil der Zahlung des Veräußerungspreises anzusehen. Der BFH hat darüber hinaus 

ausdrücklich betont, dass die Qualität und Stabilität des Managements regelmäßig einen wertbildenden 

Faktor des Unternehmens darstellt. 

Die Weiterbeschäftigung eines bisherigen Gesellschafter-Geschäftsführers kann dazu dienen, den Un-

ternehmens- bzw. Beteiligungswert für den Käufer zu sichern. Die Weiterbeschäftigung muss nicht 

bedeuten, dass ein dafür ausgewiesener Kaufpreisbestandteil Arbeitslohn ist. Der BFH verlangt eine 

Gesamtwürdigung aller Umstände des Einzelfalls. Untersucht werden muss, ob die Verpflichtung zur 

Fortführung der Geschäftsführertätigkeit eine selbstständige Gegenleistung darstellt oder lediglich Teil 

der Bedingungen war, unter denen der Käufer bereit war, den vereinbarten Unternehmenspreis zu zah-

len. Der BFH konnte den Rechtsstreit nicht abschließend entscheiden. Zur Klärung und Entscheidung 

verwies der BFH das Verfahren an das FG zurück. 



Für betroffene Unternehmens- oder Beteiligungskäufer bedeutet dies, dass die vom BFH formulierten 

Grundsätze in Verträgen zum Ausdruck kommen sollten.  

6. Amtliche Richtwertsammlung 2025 und Pauschbeträge für Sachentnahmen 2026
veröffentlicht

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat mit Schreiben vom 25.6.2026 die neue Richtsatz-

sammlung für das Jahr 2025 veröffentlicht. Sie dient der Finanzverwaltung bei der Betriebsprüfung als 

Hilfsmittel. Auch wurden die für 2026 geltenden Pauschbeträge bei unentgeltlichen Wertabgaben für 

Nahrungsmittel und Getränke als Netto-Jahresbeträge pro Person mitgeteilt. Sie sind monatlich zu bu-

chen und zu zwölfteln, bei Kindern bis zu 12 Jahren mit der Hälfte, bei Kindern bis 2 Jahren unterbleibt 

der Ansatz. 

Der Gesetzgeber nimmt an, dass Personen, die Nahrungsmittel und Getränke gewerblich verkaufen, 

diese auch privat konsumieren. Bei privatem Verzehr bzw. Verbrauch müssen Einzelaufzeichnungen 

hierüber buchhalterisch erfasst werden. Der Aufwand lohnt sich in der Regel nur bei geringem Eigen-

verbrauch.  

Der Gesetzgeber hat Sachentnahme-Pauschalwerte nach Betriebszweigen eingeführt. Wer eine Gaststät-

te, ein Café, eine Bäckerei, Konditorei, Fleischerei, einen Einzelhandel für Lebensmittel, Getränke, 

Obst, Gemüse, Milcherzeugnisse oder Eier betreibt, findet in der Liste des BMF die gültigen Sachent-

nahmewerte. Der Bäckereiinhaber wird z.  B. nicht als Lebensmitteleinzelhändler angesehen, wenn zu-

sätzlich ein Kühlschrank im Verkaufsraum steht, aus dem er z.B. Milch, Käse und Eier verkauft, wenn 

die Einnahmen hieraus von untergeordneter Bedeutung sind. Es ist nur der höhere von beiden als 

Pauschbetrag anzusetzen. Einzeln aufgezeichnet und in der Buchhaltung erfasst werden müssen unent-

geltliche Wertabgaben wie z. B. Tabak, Zeitschriften, Bekleidung oder Elektroartikel immer, da sie 

keine Lebensmittel und Getränke sind. 

7. Recht auf Reparatur

Nachdem die europäische Richtlinie zum „Recht auf Reparatur“ in deutsches   Recht umgesetzt 

wurde, gelten für Verbraucher seit dem 31.7.2026 bessere Bedingungen, wenn Elektrogeräte 

wie z. B. Smartphones, Waschmaschinen oder Geschirrspüler defekt sind. Ziel ist es, die In-

standsetzung defekter Geräte attraktiver zu machen und ihre Nutzungsdauer zu verlängern. 

Für bestimmte Produktgruppen sind Hersteller nun verpflichtet, Reparaturen auch dann anzu-

bieten, wenn die gesetzliche Gewährleistungsfrist bereits abgelaufen ist. Zudem müssen sie 

Ersatzteile zur Verfügung stellen und dürfen die Reparatur von Geräten nicht durch technische 

oder andere unnötige Hürden erschweren. 

Zeigt ein neu gekauftes Gerät bereits nach kurzer Zeit einen Defekt, können sich Verbraucher 

auf die gesetzliche Gewährleistung (2 Jahre) berufen. Ansprechpartner ist dabei grundsätzlich 

der Verkäufer. Innerhalb dieser Zeit kann der Verbraucher zwischen einer kostenlosen Repara-

tur oder einer Ersatzlieferung wählen. Entscheidet sich der Käufer für die Reparatur, verlängert 

sich die Gewährleistungspflicht einmalig um 12 Monate. 

Bei bestimmten Elektro- und Elektronikgeräten können Verbraucher auch nach Ablauf der ge-

setzlichen Gewährleistung eine Reparatur durch den Hersteller verlangen. Dazu zählen z. B. 

Geschirrspüler, Kühlgeräte, Waschmaschinen, Trockner, Staubsauger, Fernseher, Smartphones, 

Tablets sowie Akkus von E-Bikes und E-Scootern. Voraussetzung ist, dass das jeweilige Pro-

dukt unter die EU-Ökodesign-Vorgaben fällt.  



Die Reparatur muss zu einem angemessenen Preis und für den Zeitraum der üblichen Lebens-

dauer angeboten werden. Bei Waschmaschinen und Kühlschränken beträgt dieser beispielswei-

se 10 Jahre, bei Smartphones 7 Jahre. Maßgeblich für den Beginn dieser Frist ist der Zeitpunkt, 

zu dem das letzte Gerät der jeweiligen Modellreihe in der EU in den Verkehr gebracht wurde. 

Hinweis: Für die Geltendmachung von Gewährleistungs- und Reparaturansprüchen empfiehlt 

es sich, Kaufbelege, Rechnungen und ggf. Reparaturprotokolle von Elektrogeräten aufzube-

wahren. 

8. Online-Kündigung – keine zusätzlichen Informationen auf der Bestätigungsseite

In einem vom Bundesgerichtshof (BGH) entschiedenen Fall bot ein Fitnessstudiobetreiber auf 

seiner Website Verbrauchern den Abschluss kostenpflichtiger Verträge zur Nutzung seines 

Studios an. Auf der Startseite befand sich in der Fußzeile eine Kündigungsschaltfläche mit den 

Worten „Vertrag kündigen“. Bei Anklicken dieser Schaltfläche wurden die Verbraucher auf 

eine sog. Bestätigungsseite weitergeleitet, die ein Kündigungsformular enthielt und am Ende 

der Seite eine mit den Worten „Vertrag finden“ beschriftete orangefarbene Bestätigungsschalt-

fläche. 

Ferner befand sich im oberen Teil der Bestätigungsseite ein ebenfalls orangefarbener Button 

mit der Aufschrift „Vertrag im Selfservice pausieren“ versehener Hinweis auf die Möglichkeit, 

den Vertrag anstelle einer Kündigung beitragsfrei pausieren zu lassen. 

Der BGH hatte zu beurteilen, ob es gegen die verbraucherschützenden Vorgaben aus dem Bür-

gerlichen Gesetzbuch verstößt, wenn eine Bestätigungsseite nicht nur ein Formular zur Eingabe 

der für die Kündigung erforderlichen Angaben und eine Schaltfläche zur Bestätigung der Kün-

digung enthält, sondern auch Kündigungsalternativen. 

Die BGH-Richter entschieden, dass die Bestätigungsseite keine Angebote oder Informationen 

enthalten darf. Die Bestätigungsseite ist ausschließlich für die Eingabe der kündigungsrelevan-

ten Angaben und die Abgabe der Kündigungserklärung vorgesehen. Sie dient dem verbraucher-

schützenden Zweck, Verbraucherverträge im elektronischen Geschäftsverkehr einfach und un-

kompliziert kündigen zu können. 

9. Erneute Kündigung wegen Lüge im Kündigungsschutzprozess

Grundsätzlich kann ein Arbeitgeber eine erneute Kündigung nicht auf dieselben Kündigungs-

gründe stützen, die er bereits in einem vorherigen Kündigungsschutzverfahren zur Rechtferti-

gung einer vorangegangenen Kündigung eingebracht hat. Das gilt besonders dann, wenn der 

Klage stattgegeben worden ist und die Gründe in diesem ersten Kündigungsschutzprozess ma-

teriell geprüft worden sind. Der Arbeitgeber kann also nur dann ein weiteres Mal kündigen, 

wenn er andere Kündigungsgründe geltend macht, wenn sich also der Sachverhalt wesentlich 

geändert hat und damit ein neuer Kündigungstatbestand vorliegt. 

Eine vom Arbeitnehmer zu Protokoll erklärte Lüge im ersten Kündigungsschutzprozess kann in 

diesem Sinne jedoch einen neuen Kündigungstatbestand darstellen. Lügen, also bewusst wahr-

heitswidrige Erklärungen, die ein Arbeitnehmer in einem Rechtsstreit dem Arbeitgeber gegen-

über abgibt, weil er befürchtet, mit wahrheitsgemäßen Angaben den Prozess nicht gewinnen zu 



können, können sogar geeignet sein, eine fristlose Kündigung zu rechtfertigen. Denn durch den 

bewusst falschen Vortrag mit dem Ziel, sich einen Vorteil im Rechtsstreit mit dem Arbeitgeber 

zu verschaffen, wird in erheblicher Weise die auch im gekündigten Arbeitsverhältnis bestehen-

de Pflicht zur Rücksichtnahme auf die Interessen der Arbeitgeberin verletzt. Keine Rolle spielt, 

ob der wahrheitswidrige Vortrag letztlich für das Gericht entscheidungserheblich ist. Ausrei-

chend ist, dass er es hätte sein können. 

10. Arbeitszeugnis muss Geschäftsstandards entsprechen

Grundsätzlich hat ein Arbeitnehmer bei Beendigung eines Arbeitsverhältnisses Anspruch auf 

ein schriftliches Zeugnis. Das Zeugnis muss mindestens Angaben zu Art und Dauer der Tätig-

keit (einfaches Zeugnis) enthalten. Der Arbeitnehmer kann aber auch verlangen, dass sich die 

Angaben darüber hinaus auf Leistung und Verhalten im Arbeitsverhältnis (qualifiziertes Zeug-

nis) erstrecken. 

In einem vom Landesarbeitsgericht Hamm (LAG) entschiedenen Fall hatten sich Arbeitgeber 

und Arbeitnehmer in einem vor einem Arbeitsgericht geschlossenen Vergleich auf ein qualifi-

ziertes Arbeitszeugnis mit der Leistungs- und Führungsbeurteilung „sehr gut“ geeinigt. Der 

Arbeitgeber stellte das vereinbarte Zeugnis zwar aus, verwendete dafür jedoch lediglich neutra-

les Papier ohne Firmenbriefkopf.  

Das LAG kam zu der Entscheidung, dass der Arbeitgeber hier den Zeugnisanspruch des Ar-

beitnehmers nicht erfüllt hatte. Ein Arbeitszeugnis muss in formaler Hinsicht die im Geschäfts-

leben üblichen Mindestanforderungen erfüllen. Dazu gehört, dass das Arbeitszeugnis einen 

ordnungsgemäßen Briefkopf aufweist, aus dem Name und Anschrift des Ausstellers hervorge-

hen. Ferner ist das Zeugnis auf Firmenbriefpapier auszustellen, wenn der Arbeitgeber solches 

besitzt und es im Geschäftsleben benutzt. 

11. Kündigungsschutz bei Elternzeit gilt vor jedem Elternzeitabschnitt

Im Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG) ist geregelt, dass der Arbeitgeber das Ar-

beitsverhältnis ab dem Zeitpunkt, von dem an Elternzeit verlangt worden ist, nicht kündigen 

darf. Dieser Kündigungsschutz beginnt frühestens 8 Wochen vor Beginn einer Elternzeit bis 

zum vollendeten 3. Lebensjahr des Kindes. 

Arbeitnehmer, die Elternzeit in Anspruch nehmen und diese Elternzeit in mehrere Zeitabschnit-

te aufteilen, können sich vor jedem Zeitabschnitt auf den o. g. vorwirkenden besonderen Kün-

digungsschutz des BEEG berufen. Dies gilt auch dann, wenn der Arbeitnehmer mehrere Eltern-

zeitabschnitte mit nur einem Schreiben verlangt. Zu dieser Entscheidung kamen die Richter des 

Bundesarbeitsgerichts in ihrem Urteil v. 18.6.2026. 

12. Brandschutz geht vor Bestandsschutz

In der Regel genießen Gebäude, die aufgrund einer wirksamen Baugenehmigung errichtet wur-

den und dieser entsprechen, Bestandsschutz. In einem Fall aus der Praxis wurde jedoch einem 

Hauseigentümer per Verfügung aufgegeben, zur Sicherung des zweiten Rettungswegs für 

rückwärtig gelegene Wohneinheiten ein Schnellbaugerüst mit innenliegendem Leitergang zu 

errichten und bis zur Aufhebung der Anordnung zu belassen. Der Eigentümer wandte ein, der 

Bestandsschutz seines Gebäudes dränge das Interesse am Brandschutz zurück, für ordnungs-



gemäß genehmigte Gebäude dürften grundsätzlich keine nachträglichen zusätzlichen Brand-

schutzanforderungen gestellt werden. Vor Gericht hatte er damit keinen Erfolg. 

Auch dann, wenn ein Gebäude durch eine gültige Baugenehmigung gedeckt ist, ist eine auf 

Gefahrenbeseitigung gerichtete Ordnungsverfügung grundsätzlich möglich, insbesondere wenn 

sie – wie hier – dem Schutz von Leben und Gesundheit von Menschen im jederzeit möglichen 

Brandfall dient. Dem öffentlichen Interesse an der Minimierung von Brandrisiken und der da-

mit bezweckten Vermeidung von Schäden an Leben und Gesundheit der Bewohner von Ge-

bäuden kommt grundsätzlich ein höheres Gewicht zu als finanziellen Interessen des betroffenen 

Eigentümers. 

13. Anspruch auf Einbau eines Klima-Splitgeräts

In dem Fall aus der Praxis hatten Wohnungseigentümer auf einer Eigentümerversammlung 

beantragt, ihnen den Einbau eines Klima-Splitgeräts auf dem zu ihrer Wohnung gehörenden 

Balkon zu gestatten. Dieser Antrag fand jedoch keine Mehrheit. Daraufhin zogen die Eigentü-

mer vor Gericht. Der BGH hat dazu entschieden, dass ein Wohnungseigentümer von der WEG 

grundsätzlich die Gestattung des Einbaus eines Klima-Splitgeräts auf seinem Balkon verlangen 

kann. 

Da für die Installation des Geräts die Fassade durchbohrt werden musste, handelte es sich um 

eine bauliche Veränderung des gemeinschaftlichen Eigentums, die der Gestattung durch Be-

schluss der WEG bedurfte. Zwar gehören Klima-Splitgeräte nicht zu den gesetzlich besonders 

privilegierten baulichen Veränderungen. Dennoch kann ein Anspruch auf Zustimmung beste-

hen, wenn andere Wohnungseigentümer durch die Maßnahme nicht über das bei einem geord-

neten Zusammenleben unvermeidliche Maß hinaus beeinträchtigt werden. Dabei können selbst 

Eingriffe in die Bausubstanz wie Fassadendurchbrüche zulässig sein, wenn sie sachgerecht ge-

plant und fachgerecht ausgeführt werden. 

Bedenken wegen möglicher späterer Geräuschbelästigungen durch die Klimaanlage reichen 

grundsätzlich nicht aus, um den Einbau von vornherein abzulehnen. Etwas anderes gilt, wenn 

bereits vor der Installation feststeht, dass das Gerät zu unzumutbaren Beeinträchtigungen ande-

rer Wohnungseigentümer führen wird. Ob tatsächlich störende Geräusche entstehen, hängt ins-

besondere von der späteren Nutzung ab und kann deshalb grundsätzlich erst nach dem Einbau 

beurteilt werden. 

Im konkreten Fall durfte das Klima-Splitgerät daher auf dem Balkon eingebaut werden. An-

haltspunkte für eine unzumutbare Beeinträchtigung der übrigen Wohnungseigentümer bestan-

den nicht. 

14. Gemeinschaftliches Testament – Mitunterzeichnung setzt Kenntnis des
Inhalts voraus

Grundsätzlich können Ehegatten ein gemeinschaftliches Testament errichten, ohne dass beide 

den gesamten Text eigenhändig verfassen müssen. Dabei genügt es, wenn ein Ehegatte die ge-

meinschaftliche Erklärung handschriftlich niederschreibt und der andere sie eigenhändig mitun-

terzeichnet. Der mitunterzeichnende Ehegatte soll hierbei auch angeben, zu welcher Zeit (Tag, 

Monat und Jahr) und an welchem Orte er seine Unterschrift beigefügt hat. 



Der mitunterzeichnende Ehepartner muss jedoch den Inhalt der schriftlich niedergelegten Er-

klärung kennen und sich diesen als eigenen letzten Willen zu eigen machen. Voraussetzung 

dafür ist grundsätzlich, dass er die Erklärung vor der Unterzeichnung lesen und ihren Inhalt 

erfassen kann. 

Eine vorherige mündliche Verständigung der Ehegatten über die gewünschte Verteilung des 

Nachlasses kann dies nicht ohne Weiteres ersetzen. Entscheidend ist, dass sich die Zustimmung 

des mitunterzeichnenden Ehepartners auf den konkret niedergeschriebenen Inhalt des Testa-

ments bezieht. 

Bestehen Zweifel daran, ob der Ehepartner den Text vor seiner Unterschrift überhaupt lesen 

oder zur Kenntnis nehmen konnte, führt dies gegebenenfalls zur Unwirksamkeit des gemein-

schaftlichen Testaments. Das kann insbesondere dann Bedeutung haben, wenn die betreffende 

Person aufgrund ihres Gesundheitszustands, körperlicher Einschränkungen oder einer einge-

schränkten Sehfähigkeit nicht ohne Weiteres in der Lage war, den Testamentstext wahrzuneh-

men. 

Diese Anforderungen hat das Brandenburgische Oberlandesgericht in einer Entscheidung vom 

10.2.2026 hervorgehoben. 

 Fälligkeitstermine Fällig am 

Umsatzsteuer (mtl.) 
für Dauerfristverlängerung Umsatzsteuer,  
Lohn- u. Kirchenlohnsteuer, Soli-Zuschlag (mtl.) 
Einkommen-, Körperschaft-, Kirchensteuer,  
Soli-Zuschlag (VZ) 

10.9.2026 
Zahlungsschonfrist – 14.9.2026 

Sozialversicherungsbeiträge Abgabe der Erklärung – 23.9.2026, 24 Uhr 
Zahlung – 28.9.2026 

Basiszinssatz 
nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich 
für die Berechnung von Verzugszinsen 

seit 1.7.2026 = 1,52 % 
1.1. – 30.6.2026= 1,27 % 

1.7. – 31.12.2025 = 1,27 % 
1.1. – 30.6.2025 = 2,27 % 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 
https://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 

Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
(§ 288 BGB)

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
(abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 
zzgl. 40 € Pauschale 

Verbraucherpreisindex 
(2020 = 100) 

2026: Juli = 125,6; Juni = 124,6; Mai = 125,0; April = 125,2; März = 124,5; 
Februar = 123,1; Januar = 122,8 
2025: Dezember = 122,7; November = 122,7; Oktober = 123,0; 
September = 122,6; August = 122,3 

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  
https://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Rechtsstand: 12.8.2026 

Mit freundlichem Gruß Mit freundlichem Gruß 

 Burghard Solinsky        
Steuerberater  

   Sven Rothenbacher 
Steuerberater 
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